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Trotz Altlasten
baden
Noch in zwei Thalwiler
Seeanlagen finden sich
Altlasten. Baden kann
man trotzdem. SEITE 2

Spatenstich
für den Rechen
In Langnau weihte
Regierungsrat Markus
Kägi den Schwemmholz-
rechen ein. SEITE 3

Olympiaticket
im Visier
Mountainbiker Florian
Vogel aus Jona startet
zuversichtlich in die
neue Saison. SEITE 29

Obama rät vonBrexit ab
LONDON Barack Obama spricht
Klartext: Sie sollen weiterhin in
der EU bleiben, rät der US-Präsi-
dent den Briten zum Auftakt sei-
nes London-Besuches. Doch vor
den politischen Gesprächen –
unter anderenmitPremierDavid
Cameron –war er amFreitag erst
einmal zumLunchbeiderQueen.
«Lassen Sie mich das als Ihr
Freund sagen: Die EU macht

Grossbritannien noch bedeuten-
der», schrieb Obama in einem
Gastbeitrag in der britischenZei-
tung «The Daily Telegraph». Er
hob darin die wirtschaftlichen
Vorteile Grossbritanniens als
EU-Mitgliedhervor sowiedieBe-
deutung der Zusammenarbeit in
Sicherheitsfragen. EU-Gegner
kritisierten die Äusserungen des
US-Präsidenten. sda SEITE 22

WETTER

Heute 9°/12°
Trübund immer
wieder nass.

WETTER SEITE 31

Belastende
Ungewissheit
SCHIFFSUNFALL Die vergange-
nen Tage seien emotional sehr
belastend gewesen, sagt Roman
Knecht, Direktor der Zürichsee-
Schifffahrtsgesellschaft (ZSG), im
Interview über den Schiffsunfall
vomMittwoch. Dies nicht zuletzt
wegen der Ungewissheit darüber,
wie es dazu kommen konnte. Bis
erste Resultate bekannt werden,
dürfte es noch eineWeile dauern.
Derzeit ermitteln die Zürcher
KantonspolizeiunddieSchweize-
rische Unfalluntersuchungsstel-
le. Abseits vom Unfallhergang
und von versicherungstechni-
schen Fragen steht dermenschli-
cheAspektimZentrum.Sohatder
ZSG-Direktor die Schwerverletz-
tenimSpitalbesuchtundmitdem
Kapitängesprochen. rli SEITE 7

Dabei ging es um Werte des ge-
sundheitsschädlichenStickoxids.
Dies hatte den Konzern in eine
schwere Krise gestürzt. Weltweit
sind elf Millionen Fahrzeuge be-
troffen. VW drohen neben den
hohen Rückstellungen noch im-
mense Risiken wegen Strafzah-
lungenundKlagen inMilliarden-
höhe. sda SEITE 22

liarden Euro verbuchen. Für die
Folgen des Dieselskandals muss
der Konzern in seiner Bilanz für
2015 rund 16,2 Milliarden Euro
zurückstellen. Dazu kommen
jeweils 200 Millionen Euro für
Umbauten inderLastwagen-und
PW-Sparte.VWhattemiteiner il-
legalen Software Abgastests bei
Dieselfahrzeugen manipuliert.

WOLFSBURG Der Abgasskan-
dal wird richtig teuer für Volks-
wagen.Angesichtsder immensen
Kosten muss VW den grössten
Verlust seiner Konzerngeschich-
te verkraften. 2015 lag dasErgeb-
nis unterm Strich mit minus 1,6
MilliardenEuromassiv indenro-
tenZahlen.2014konnteVWnoch
einen Gewinn von knapp 11 Mil-

Rekordverlust für VW

ILLINOIS Bislang gibt es von
offizieller Seite keine Angaben,
woran der weltberühmte Musi-
ker Prince gestorben ist. Nun be-
hauptet aber die Promi-Website
«TMZ», dass die Todesursache
eine Überdosis gewesen sein
könnte. Prince wurde gestern tot
aufgefunden. sda SEITE 32

Unklare
Todesursache

grund der politischen Diskus-
sionen und des ausstehenden
Bundesgerichtsentscheids zum
Seeuferweg die Planung von
Wegabschnitten sistiert, statt sie
parallelweiterzuverfolgen.
Ein juristisches Nachspiel

könnte auch der neuste Ent-
scheid haben. JonasErni sagt, er
und andere Befürworter würden
die Regierung und den Kantons-
rat im Rahmen der Debatte zum
Budget 2017 in die Pflicht neh-
men. Falls sie dieMillionen nicht
wieder ins Budget aufnähmen,
behalte man sich rechtliche
Schritte vor. Erich Wenzinger,
Leiter Kommunikation der
Volkswirtschaftsdirektion, sagt
dazu nach Absprache mit der
Baudirektion genau so viel:
«Nichts.» Es sei nicht ihre Aufga-
be, die Risiken einer Klage zu be-
urteilen. NikolasLütjens SEITE 2

änderten Strassengesetzes das
GeldinsBudgetaufzunehmen.
Philipp Kutter, CVP-Kantons-

rat und Stadtpräsident von
Wädenswil, hat am Entscheid
derRegierung nichts auszu-
setzen. Er nennt ihn grundsätz-
lich nachvollziehbar. «Mir ist
noch kein ausgereiftes See-
uferweg-Projekt bekannt», sagt
Kutter. Auch die Planung für
dasTeilstück zwischen dem See-
platz Wädenswil und der Halb-
insel Giessen sei nicht so weit
fortgeschritten, dass der Ent-
scheid der Regierung Einfluss
darauf hätte. Kutter rechnet
damit, dass das Projekt erst in
runddreiJahrenspruchreif ist.

Ernis Ankündigung
AusseinerSichtwurdederFehler
in der Vergangenheit gemacht.
Der Kanton habe damals auf-

dezidierter Gegner des Seeufer-
wegs («eine Neidinitiative»), ist
erleichtert.Er findet: «DerRegie-
rungsrat hat sich etwas über-
legt.»Gegenteiliger Ansicht ist
Julia Gerber Rüegg, ehemalige
SP-Kantonsrätin und Präsiden-
tin des Vereins «Ja zum Seeufer-
weg». Sie nennt das Vorgehen in-
akzeptabel. «Ich kann mir nicht
vorstellen, das nirgends im Kan-
ton Projekte in der Pipeline
sind.» Ihr Fazit: «Der Regie-
rungsrat will der Form Genüge
tun, ist aber nicht gewillt, das
Gesetzumzusetzen.»
Ähnlich äussert sich der Wä-

denswiler SP-Kantons- und
Stadtrat Jonas Erni. «Die Strate-
giedesRegierungsratsistallesan-
dere als logisch und nicht nach-
vollziehbar.» Die Regierung und
der Kantonsrat seien verpflich-
tet, nach Inkraftsetzung des ge-

fahren rund um die Umsetzung
der Volksinitiative ‹Zürisee für
alli› und deren Gegenvorschlag
die Planungen ruhten. Daher
macht es aus heutiger Sicht auch
keinen Sinn, in dieser Periode
Beiträge im KEF einzustellen.»
Die Budgetvorgabe werde umge-
setzt, sobaldProjektevorliegen.
Eshandlesichumeinerollende

Planung, präzisiert Wenzinger
aufNachfrage hin. «Sollten in ein
bis zwei Jahren wider die heuti-
gen Erwartungen baureife Pro-
jekte vorliegen, hatdieRegierung
immer noch die Möglichkeit,
diese ins Budget aufzunehmen.»
Die genannten Millionenbeträge
seien hauptsächlich für den Bau
von Uferwegabschnitten be-
stimmt, die Planung laufe über
dasordentlicheBudget.
Der Küsnachter SVP-Kantons-

rat Hans-Peter Amrein, ein

Es war ein Neustart für den See-
uferweg: Am 5. April teilte die
Volkswirtschaftsdirektion mit,
der Gegenvorschlag zur zurück-
gezogenen Volksinitiative «Züri-
see für alli» sei in Kraft getreten.
Damit einhergehend erhielt der
Kanton den Auftrag, jährlich
mindestens 6 Millionen für den
Bau von Uferwegen bereitzustel-
len. Mindestens zwei Drittel da-
von sind für den Bau des Zürich-
see-Uferwegs einzusetzen. Am
DonnerstagnunsorgtederRegie-
rungsrat mit einer Zwei-Satz-
Stellungnahme fürErstaunen.Es
sei nicht sinnvoll, für den See-
uferweg im konsolidierten Ent-
wicklungs- und Finanzplan
(KEF) Geld einzuplanen, liess er
in seinem Bericht verlauten. In
Anbetracht der einschränkenden
Vorgaben aus der Leistungsüber-
prüfung2016 lehne er dieUmset-
zung der Seeuferweg-Erklärung
zum KEF deshalb ab. Der Kan-
tonsrat hatte derenÜberweisung
imJanuarmit 109zu48Stimmen
zugestimmt. Gegen den Willen
derExekutive.

«Keine baureifen Projekte»
Es fragt sich: Was gilt nun? Will
der Regierungsrat das Projekt
Seeuferweg beerdigen? Selbst
ErichWenzinger,LeiterKommu-
nikation der Volkswirtschafts-
direktion, sprach aufAnfrage von
einem Widerspruch. Ihn erklä-
ren konnte er am Donnerstag-
nachmittag nicht. Eine Antwort
versprach er für den Freitagmit-
tag. Darin steht nun Folgendes:
«Für die Jahre 2017 bis 2019 lie-
gen keine baureifen Uferweg-
Projekte vor, weil während der
politischen und juristischen Ver-

Regierungwill vorerst keinGeld
sprechen fürdenSeeuferweg
ZÜRICHSEE DieRegierung
will nichtwiegeplant ab
2017Geld für Seeuferwege
bereitstellen.Die
Befürworter sindempört
unddrohenmit rechtlichen
Schritten.

Zwischen Giessen und Seeplatz inWädenswil soll ein Teil des Seeuferwegs entstehen. Doch ein konkretes Projekt existiert noch nicht. Manuela Matt

Uneinigkeit bei
Asylrekursen
BERN Die Prognosen gehen
meilenweit auseinander:DieSVP
warnt vor einer «Beschwerde-
flut», falls die Asylreform am 5.
Juni angenommenwird.Konkret
fürchtet die Partei, dass sich
mehr Asylsuchende gegen nega-
tive Entscheid zur Wehr setzen,
weil sie vonBeginnwegeinenAn-
waltzurSeitehaben.Befürworter
der Vorlage drehen dieses Argu-
ment um:Geradeweil die Anwäl-
te in Zukunft von Beginn weg an
den Verfahren beteiligt werden
sollen, werde die Häufigkeit der
Rekursesinken. red SEITE 21
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